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Unterhaltsrechtliche Leitlinien der Familiensenate des Hanseatischen
Oberlandesgerichts in Bremen

(Stand: 1.7.2005)

Die Familiensenate des Hanseatischen Oberlandes-
gerichts in Bremen verwenden die Unterhaltsrechtlichen
Leitlinien als Orientierungshilfe f�r den Regelfall unter
Beachtung der Rechtsprechung des BGH. Sie beruhen auf
f�r typische Sachverhalte geltenden Erfahrungswerten
und sollen zu einer mçglichst einheitlichen Rechtspre-
chung beitragen. Sie haben jedoch keine bindende Wir-
kung, kçnnen insbesondere die Pr�fung des Einzelfalles
nicht ersetzen.

Das Tabellenwerk der D�sseldorfer Tabelle ist angef�gt.
Die Erl�uterungen werden durch die nachfolgenden Leit-
linien ersetzt.

Unterhaltsrechtlich maßgebliches
Einkommen

Bei der Ermittlung und Zurechnung von Einkommen ist
stets zu unterscheiden, ob es um Verwandten- oder
Ehegattenunterhalt sowie ob es um Bedarfsbemessung
einerseits oder Feststellung der Bed�rftigkeit/Leistungs-
f�higkeit andererseits geht. Das unterhaltsrechtliche Ein-
kommen ist nicht immer identisch mit dem steuerrecht-
lichen Einkommen.

1. Geldeinnahmen
1.1. Auszugehen ist vom Bruttoeinkommen als

Summe aller Eink�nfte einschließlich Renten,
Pensionen, Zulagen, Weihnachts- und Urlaubs-
geld, Pr�mien und Tantiemen.

1.2. Soweit Leistungen nicht monatlich anfallen
(z.B. Weihnachts- und Urlaubsgeld), werden
sie auf ein Jahr umgelegt. Einmalige Zahlungen
(z.B. Abfindungen) sind auf einen angemesse-
nen Zeitraum umzulegen.

1.3. �berstundenverg�tungen werden dem Ein-
kommen voll zugerechnet, soweit sie berufs-
typisch sind und das im jeweiligen Beruf �bliche
Maß nicht �berschreiten.
Dar�ber hinausgehende Einnahmen aus �ber-
stunden oder Zusatzarbeit sind aufgrund der
Umst�nde des Einzelfalles (z.B. hohe Schulden-
belastung, Sicherung des Mindestbedarfs) nach
Billigkeit anzurechnen.

1.4. Ersatz f�r Spesen und Reisekosten sowie Aus-
lçsungen gelten in der Regel als Einnahmen.
Damit zusammenh�ngende Aufwendungen, ver-
mindert um h�usliche Ersparnisse, sind jedoch
abzuziehen. Bei Aufwendungspauschalen kann
in der Regel 1/3 als Einkommen angesetzt wer-
den.

1.5. Bei der Ermittlung des Einkommens eines Selb-
st�ndigen ist in der Regel der Gewinn von drei
Jahren zugrunde zu legen.
Privatentnahmen haben Indizcharakter f�r die
Feststellung der f�r den Lebensunterhalt tat-
s�chlich verf�gbaren Mittel.

1.6. Bei Einkommen aus Vermietung und Ver-
pachtung sowie aus Kapitalvermçgen ist der
�berschuss der Bruttoeink�nfte �ber die aner-
kennungsw�rdigen Werbungskosten maßge-
bend. F�r Geb�ude ist keine AfA anzusetzen.

1.7. Steuererstattungen und -zahlungen sind in der
Regel im Kalenderjahr der tats�chlichen Leis-
tung zu ber�cksichtigen. Eine Fortschreibung
f�r Folgejahre setzt voraus, dass die Bemes-
sungsgrundlagen im Wesentlichen unver�ndert
bleiben.

1.8. Sonstige Einnahmen, z.B. Trinkgelder

2. Sozialleistungen
2.1. Arbeitslosengeld (§ 117 SGB III) und Kran-

kengeld

2.2. Arbeitslosengeld II (nach dem SGB II) beim
Verpflichteten. Beim Berechtigten sind Leistun-
gen zur Sicherung des Lebensunterhalts nach
§§ 19 ff. SGB II kein Einkommen, es sei denn,
die Nichtber�cksichtigung der Leistungen ist in
Ausnahmef�llen treuwidrig (vgl. BGH v.
17.3.1999 – XII ZR 139/97, MDR 1999, 744 =
FamRZ 1999, 843; v. 27.9.2000 – XII ZR
174/98, BGHReport 2001, 382 = MDR 2001,
694 = FamRZ 2001, 619); nicht subsidi�re Leis-
tungen nach dem SGB II sind Einkommen.

2.3. Wohngeld, soweit es nicht erhçhte Wohnkosten
deckt

2.4. BAfçG-Leistungen, auch soweit sie als Darle-
hen gew�hrt werden, mit Ausnahme von Vo-
rausleistungen nach §§ 36, 37 BAfçG.

2.5. Erziehungsgeld nur in den Ausnahmef�llen des
§ 9 S. 2 BErzGG.

2.6. Renten wegen Minderung oder Verlust der Er-
werbsf�higkeit (§§ 43 SGB VI, 56 SGB VII).

2.7. Leistungen aus der Pflegeversicherung, Blin-
dengeld, Versorgungsrenten, Schwerbesch�-
digten- und Pflegezulagen, jeweils nach Abzug
des Betrages f�r tats�chliche Mehraufwendun-
gen; § 1610a BGB ist zu beachten.

2.8. Der Anteil des an die Pflegeperson weitergelei-
teten Pflegegeldes, durch den ihre Bem�hungen
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abgegolten werden; bei Pflegegeld aus der Pfle-
geversicherung gilt dies nach Maßgabe des § 13
Abs. 6 SGB XI.

2.9. Leistungen nach §§ 41–43 SGB XII (Grund-
sicherung) in der Regel beim Verwandtenunter-
halt (anders beim Ehegattenunterhalt).

2.10. Kein Einkommen ist sonstige Sozialhilfe nach
SGB XII. Die Unterhaltsforderung eines Emp-
f�ngers dieser Leistungen kann in Ausnahme-
f�llen treuwidrig sein (BGH v. 17.3.1999 – XII
ZR 139/97, MDR 1999, 744 = FamRZ 1999,
843; v. 27.9.2000 – XII ZR 174/98, BGHReport
2001, 382 = MDR 2001, 694 = FamRZ 2001,
619).

2.11. Kein Einkommen sind Leistungen nach dem
Unterhaltsvorschussgesetz. Siehe 2.10.

3. Kindergeld
Kindergeld wird nicht als Einkommen ange-
rechnet.

4. Geldwerte Zuwendungen
Geldwerte Zuwendungen aller Art des Arbeit-
gebers, z.B. Firmenwagen, kostenlose oder ver-
billigte Wohnung, unentgeltliche Verpflegung,
sind Einkommen, soweit sie – ggf. nach § 287
ZPO zu sch�tzende – entsprechende Eigenauf-
wendungen ersparen.

5. Wohnwert
Der Wohnvorteil durch mietfreies Wohnen im
eigenen Heim ist als wirtschaftliche Nutzung
des Vermçgens wie Einkommen zu behandeln.
Neben dem Wohnwert sind auch Zahlungen
nach dem Eigenheimzulagengesetz anzusetzen.
Ein Wohnvorteil liegt nur vor, soweit der Wohn-
wert den ber�cksichtigungsf�higen Schulden-
dienst, erforderliche Instandsetzungskosten und
die verbrauchsunabh�ngigen Kosten, mit denen
ein Mieter �blicherweise nicht belastet wird,
�bersteigt.
Auszugehen ist von der vollen Marktmiete. Ist
eine Fremdvermietung oder Ver�ußerung nicht
mçglich oder nicht zumutbar, kann stattdessen
die ersparte Miete angesetzt werden, die ange-
sichts der wirtschaftlichen Verh�ltnisse ange-
messen w�re. Dies kommt insbesondere f�r die
Zeit bis zum Ablauf des Trennungsjahres, viel-
fach bis zur Scheidung in Betracht, wenn ein
Ehegatte das Eigenheim allein bewohnt.

6. Haushaltsf�hrung
F�hrt ein nicht voll Erwerbst�tiger den Haushalt
eines leistungsf�higen Dritten, kann hierf�r ein
Entgelt (von je nach den Umst�nden zwischen
200 EUR und 550 EUR) anzusetzen sein.

7. Einkommen aus unzumutbarer Erwerbs-
t�tigkeit
Einkommen aus unzumutbarer Erwerbst�tigkeit
kann nach Billigkeit ganz oder teilweise unbe-
r�cksichtigt bleiben.

8. Freiwillige Zuwendungen Dritter
Freiwillige Zuwendungen Dritter (z.B. Geldleis-
tungen, kostenloses Wohnen) sind in der Regel
nur dann als Einkommen zu ber�cksichtigen,
wenn dies dem Willen des Dritten entspricht.

9. Erwerbsobliegenheit und Einkommensfik-
tion

9.1. Einkommen sind auch aufgrund einer unter-
haltsrechtlichen Obliegenheit erzielbare Ein-
k�nfte. Gegen�ber minderj�hrigen und diesen
gleichgestellten vollj�hrigen Kindern ist die Ob-
liegenheit nach Maßgabe des § 1603 Abs. 2
BGB gesteigert.

9.2. Bei Arbeitslosigkeit sind �ber eine Meldung bei
der Agentur f�r Arbeit hinausgehende Erwerbs-
bem�hungen im Einzelnen darzulegen und zu
belegen. Der Hinweis auf die Arbeitsmarktlage
macht den Nachweis von Bem�hungen nur im
Ausnahmefall entbehrlich. Bei unzureichenden
Bem�hungen kçnnen fiktive Eink�nfte nach den
Umst�nden des Einzelfalles unter Ber�cksichti-
gung von Beruf, Alter und des zuletzt erzielten
Verdienstes zugrunde gelegt werden.

9.3. Neben dem Bezug von Leistungen der Agentur
f�r Arbeit kann die Aufnahme einer geringf�gi-
gen Besch�ftigung (§ 141 SGB III) in Betracht
kommen.

9.4. Dem wiederverheirateten Elternteil obliegt es
ungeachtet seiner Pflichten aus der neuen Ehe,
im Rahmen des Zumutbaren zum Unterhalt sei-
ner barunterhaltspflichtigen Kinder aus fr�herer
Ehe beizutragen, ggf. durch Aufnahme einer
Teilzeitarbeit.

10. Bereinigung des Einkommens
10.1. Vom Bruttoeinkommen sind Steuern, Sozial-

abgaben (Beitr�ge f�r Renten-, Kranken-, Pfle-
ge- und Arbeitslosenversicherung) und sonstige
angemessene Vorsorgeaufwendungen und Kam-
merbeitr�ge abzusetzen (Nettoeinkommen).
Es besteht die Obliegenheit, Steuervorteile in
Anspruch zu nehmen.

10.2. Berufsbedingte Aufwendungen sind im Rah-
men der Angemessenheit vom Einkommen ab-
zuziehen.

10.2.1. Die Ber�cksichtigung berufsbedingter Aufwen-
dungen setzt eine konkrete Darlegung des Auf-
wandes voraus.

10.2.2. F�r notwendige Kosten der berufsbedingten
Nutzung eines Kraftfahrzeugs kann pro gefah-
renen Kilometer ein Betrag entsprechend den
S�tzen des § 5 Abs. 2 Nr. 2 JVEG angesetzt
werden (derzeit 0,30 EUR). Damit sind in der
Regel Anschaffungskosten einschließlich Finan-
zierungskosten erfasst. Bei langen Fahrtstrecken
(ab ca. 60 km hin und zur�ck) kann nach unten
abgewichen werden (f�r jeden Mehrkilometer in
der Regel Ansatz von 0,20 EUR).
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10.2.3. Bei Auszubildenden ist ein ausbildungsbeding-
ter Aufwand konkret darzulegen und ggf. nach
§ 287 ZPO zu sch�tzen.

10.3. Kinderbetreuungskosten sind abzugsf�hig, so-
weit die Betreuung durch Dritte infolge der
Berufst�tigkeit erforderlich ist. Außerdem kann
ein Betreuungsbonus zu ber�cksichtigen sein.

10.4. Schulden (Zins und Tilgung) sind bei tats�ch-
licher Zahlung im Rahmen eines vern�nftigen
Tilgungsplanes mit angemessenen Raten zu be-
r�cksichtigen. Es ist zu differenzieren:

10.4.1. Beim Ehegattenunterhalt sind f�r die Bedarfs-
bemessung nur Schulden ber�cksichtigungs-
f�hig, die die ehelichen Lebensverh�ltnisse ge-
pr�gt haben.
Bei der Pr�fung der Leistungsf�higkeit des Un-
terhaltspflichtigen kçnnen zus�tzlich solche
Schulden ber�cksichtigt werden, deren Einge-
hung notwendig und unabweisbar war. Das
Gleiche gilt f�r die Bed�rftigkeit des Unterhalts-
berechtigten mit eigenem Einkommen.

10.4.2. Beim Unterhalt minderj�hriger und gleich-
gestellter vollj�hriger – privilegierter – Kin-
der (§ 1603 Abs. 2 S. 2 BGB) kçnnen f�r die
Einordnung in die Einkommensgruppen der
D�sseldorfer Tabelle ber�cksichtigungsw�rdige
Schulden vom Einkommen abgesetzt werden.
Hierzu ist eine Interessenabw�gung vorzuneh-
men (z.B. Zweck der Verbindlichkeit, Zeitpunkt
und Art der Entstehung, Dringlichkeit des Be-
d�rfnisses, Mçglichkeit der Schuldenreduzie-
rung).

10.4.3. Bei sonstigem Verwandtenunterhalt, insbeson-
dere dem nicht privilegierter vollj�hriger Kin-
der, sind Schulden nach einer Interessenabw�-
gung ggf. abzusetzen.

10.5. Bei der Pr�fung, ob Unterhaltsleistungen vor-
weg abzuziehen sind, ist zwischen Bedarfs-
ermittlung und Leistungsf�higkeit zu unter-
scheiden.

10.6. Vermçgensbildende Aufwendungen kçnnen in
angemessenem Rahmen abzugsf�hig sein.

Kindesunterhalt

11. Bemessungsgrundlage (Tabellenunterhalt)
Der Barunterhalt minderj�hriger und noch im
elterlichen Haushalt lebender vollj�hriger un-
verheirateter Kinder bestimmt sich nach den
S�tzen der D�sseldorfer Tabelle (Anlage 1).
Bei minderj�hrigen Kindern kann er als Fest-
betrag oder als Vomhundertsatz des Regelbetra-
ges geltend gemacht werden.

11.1. Die Tabellens�tze enthalten keine Beitr�ge zur
Kranken- und Pflegeversicherung des Kindes.
Solche zus�tzlich aufzubringenden Beitr�ge
sind vorweg vom Einkommen des Unterhalts-
pflichtigen abzuziehen.

11.2. Die Unterhaltss�tze sind auf den Fall zuge-
schnitten, dass der Unterhaltspflichtige einem
Ehegatten und zwei Kindern Unterhalt zu ge-
w�hren hat. Bei einer grçßeren oder geringeren
Anzahl Unterhaltsberechtigter sind in der Regel
Ab- oder Zuschl�ge durch Einstufung in eine
niedrigere oder hçhere Einkommensgruppe vor-
zunehmen.
Zur Eingruppierung sind die Bedarfskontroll-
betr�ge heranzuziehen, wenn und soweit sie
unter Ber�cksichtigung auch des Ehegatten-
unterhalts unterschritten werden.

12. Minderj�hrige Kinder
12.1. Die Hçhe des Barbedarfs bemisst sich im Re-

gelfall allein nach dem Einkommen des das
Kind nicht betreuenden Elternteils. Der Betreu-
ungsunterhalt im Sinne des § 1606 Abs. 3 S. 2
BGB entspricht wertm�ßig in der Regel dem
vollen Barunterhalt.

12.2. Eigenes Einkommen des Kindes ist anteilig auf
den Barunterhalt und den Betreuungsunterhalt
zu verrechnen.

12.3. Der betreuende Elternteil braucht neben dem
anderen Elternteil in der Regel keinen Barunter-
halt zu leisten (§ 1606 Abs. 3 S. 2 BGB), es sei
denn, sein Einkommen �bersteigt das des ande-
ren Elternteils erheblich oder der eigene ange-
messene Unterhalt des sonst allein barunter-
haltspflichtigen Elternteils ist gef�hrdet und
der des anderen nicht (§ 1603 Abs. 2 S. 3 BGB).
Sind bei ausw�rtiger Unterbringung beide El-
ternteile zum Barunterhalt verpflichtet, haften
sie f�r den Gesamtbedarf anteilig (§ 1606 Abs. 3
S. 1 BGB), und zwar nach dem Verh�ltnis ihrer
den notwendigen Selbstbehalt �bersteigenden
Einkommen.

12.4. Die Tabellens�tze ber�cksichtigen keinen
Mehrbedarf oder Sonderbedarf; daf�r gilt
§ 1606 Abs. 3 S. 1 BGB.

13. Vollj�hrige Kinder
13.1. Beim Bedarf vollj�hriger Kinder ist zwischen

Kindern mit einem eigenen Haushalt und im
Haushalt der Eltern oder eines Elternteils leben-
den Kindern zu unterscheiden.

13.1.1. F�r im Haushalt der Eltern oder eines Eltern-
teils wohnende vollj�hrige Kinder gilt die Al-
tersstufe 4 der D�sseldorfer Tabelle. Sind beide
Elternteile leistungsf�hig (vgl. Nr. 21. 3. 1.), ist
der Bedarf des Kindes in der Regel nach dem
zusammengerechneten Einkommen (ohne Zu-
und Abschl�ge nach Nr. 11.2.) zu bemessen.
F�r die Haftungsquote gilt Nr. 13.3. Ein Eltern-
teil hat jedoch hçchstens den Unterhalt zu leis-
ten, der sich aus seinem Einkommen nach der
D�sseldorfer Tabelle ergibt.

13.1.2. Der angemessene Bedarf eines vollj�hrigen Kin-
des mit eigenem Hausstand betr�gt in der Re-
gel monatlich 640 EUR (darin sind Kosten f�r
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Unterkunft und Heizung von bis zu 270 EUR
enthalten). Bei außergewçhnlich guten Einkom-
mensverh�ltnissen der Eltern oder bei erhçhtem
Bedarf kann hiervon abgewichen werden. Im
Betrag sind keine Beitr�ge zur Kranken- und
Pflegeversicherung enthalten.

13.2. Auf den Unterhaltsbedarf werden Eink�nfte
des Kindes, auch BAfçG-Darlehen und Ausbil-
dungsbeihilfen – vermindert um ausbildungs-
bedingte Aufwendungen, vgl. 10.2.3. – ange-
rechnet. Eink�nfte aus nicht geschuldeter
Erwerbst�tigkeit kçnnen nach Billigkeit ganz
oder teilweise unber�cksichtigt bleiben.

13.3. Ab Vollj�hrigkeit besteht – auch f�r privile-
gierte vollj�hrige Kinder – grunds�tzlich eine
Barunterhaltspflicht beider Elternteile.

Zur Ermittlung des Haftungsanteils bei antei-
liger Barunterhaltspflicht ist das bereinigte Net-
toeinkommen jedes Elternteils gem�ß Nr. 10 zu
ermitteln und vom Restbetrag ein Sockelbetrag
in Hçhe des angemessenen Selbstbehalts von
1100 EUR abzuziehen. Der so ermittelte Haf-
tungsanteil ist auf seine Angemessenheit zu
�berpr�fen und kann bei Vorliegen besonderer
Umst�nde (z.B. behindertes Kind) wertend ver-
�ndert werden.

Bei vollj�hrigen privilegierten Kindern wird der
Sockelbetrag bis zum notwendigen Selbstbehalt
(770 EUR/890 EUR) herabgesetzt, wenn der
Bedarf des Kindes andernfalls nicht gedeckt
werden kann; § 1603 Abs. 2 S. 3 BGB ist zu
beachten.

14. Verrechnung des Kindergeldes

Das Kindergeld wird nach § 1612b BGB aus-
geglichen. Zur Verrechnung des Kindergeldes
bei minderj�hrigen Kindern nach § 1612b
Abs. 5 BGB siehe Verrechnungstabelle Anhang
2.

Ehegattenunterhalt

15. Unterhaltsbedarf

15.1. Der Unterhaltsbedarf wird bestimmt und be-
grenzt durch die ehelichen Lebensverh�ltnisse.
Diese werden in erster Linie durch das f�r den
gesamten Lebensunterhalt – ggf. nach Abzug
des Tabellenunterhalts f�r minderj�hrige oder
des Bedarfs f�r vollj�hrige Kinder – verf�gbare
Einkommen gepr�gt. Zur Vermçgensbildung
verwendete Teile des Einkommens bleiben bei
der Bedarfsbemessung in der Regel unber�ck-
sichtigt. Bei Aufnahme oder Erweiterung
einer Erwerbst�tigkeit des Unterhaltsberech-
tigten nach Trennung/Scheidung gilt das
(Mehr-)Einkommen in der Regel als ehepr�gend
(BGH v. 13.6.2001 – XII ZR 343/99, MDR
2001, 991 = BGHReport 2001, 549 m. Anm.
Niepmann = FamRZ 2001, 986).

15.2. Es gilt derHalbteilungsgrundsatz, Erwerbsein-
k�nfte werden jedoch nur zu 6/7 ber�cksichtigt
(Abzug von 1/7 Erwerbst�tigenbonus vom be-
reinigten Nettoeinkommen).
Leistet ein Ehegatte auch Unterhalt f�r ein
Kind und hat dies die ehelichen Lebensverh�lt-
nisse gepr�gt, so wird sein Einkommen vor Er-
mittlung des Erwerbst�tigenbonus um diesen
Unterhalt (Tabellenbetrag) bereinigt. Erbringt
der Verpflichtete sowohl Bar- als auch Betreu-
ungsunterhalt, so gilt Nr. 10.3. (BGH v.
29.11.2000 – XII ZR 212/98, BGHReport 2001,
76 = MDR 2001, 510 = FamRZ 2001, 350).

15.3. Bei sehr guten Einkommensverh�ltnissen des
Verpflichteten ist der Bedarf konkret zu be-
rechnen.

15.4. Werden Altersvorsorgeunterhalt (zu berech-
nen nach der „Bremer Tabelle“), Kranken-
und Pflegeversicherungskosten vom Berech-
tigten gesondert geltend gemacht oder vom Ver-
pflichteten bezahlt, sind diese vom Einkommen
des Pflichtigen vorweg abzuziehen. Der Vor-
wegabzug unterbleibt, sofern nicht verteilte Mit-
tel zur Verf�gung stehen, z.B. in Folge der
Anrechnung nicht pr�genden Einkommens des
Berechtigten.
Vorsorgeunterhalt kann nur beansprucht wer-
den, wenn der Elementarunterhalt sichergestellt
ist.

15.5. Trennungsbedingter Mehrbedarf kann zu-
s�tzlich ber�cksichtigt werden, wenn nicht pr�-
gendes Einkommen auf den Bedarf angerechnet
wird.

16. Bed�rftigkeit
Nicht ehepr�gendes Einkommen des Berechtig-
ten ist – ggf. vermindert um den Erwerbst�ti-
genbonus – auf den Unterhaltsanspruch anzu-
rechnen.

17. Erwerbsobliegenheit
Bei nachehelichem Unterhalt besteht dann keine
Verpflichtung zu einer Erwerbst�tigkeit, wenn
und soweit der geschiedene Ehegatte durchKin-
desbetreuung, Krankheit oder Alter an der Auf-
nahme einer Erwerbst�tigkeit gehindert ist.

17.1. Ob die Aufnahme oder Ausweitung einer Er-
werbst�tigkeit neben der Betreuung minderj�h-
riger Kinder zumutbar ist, ist unter Ber�cksich-
tigung aller Umst�nde des Einzelfalles,
insbesondere des Alters und der Zahl der Kin-
der, des Umfangs einer vor Trennung ausge�b-
ten Erwerbst�tigkeit und der Mçglichkeiten der
Kinderbetreuung, zu beurteilen.
Bei Betreuung minderj�hriger Kinder besteht in
der Regel eine Erwerbsobliegenheit des berech-
tigt betreuenden Ehegatten erst, wenn das
j�ngste Kind in die dritte Grundschulklasse
kommt. Ab Beginn der dritten Grundschulklasse
bis zur Vollendung des 15. Lebensjahres des
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j�ngsten Kindes besteht in der Regel eine Ob-
liegenheit zur teilweisen, danach zur vollen Er-
werbst�tigkeit.

17.2. Im ersten Jahr nach der Trennung besteht f�r den
Berechtigten in der Regel keine Obliegenheit
zur Aufnahme oder Ausweitung einer T�tigkeit.

Weitere Unterhaltsanspr�che

18. Anspr�che nach § 1615l BGB
Der Bedarf nach § 1615l BGB bemisst sich nach
der Lebensstellung des betreuenden Elternteils
und betr�gt mindestens 770 EUR, bei Erwerbs-
t�tigkeit 890 EUR. Vgl. im �brigen BGH v.
15.12.2004 – XII ZR 121/03, BGHReport 2005,
431 m. Anm. Luthin = FamRZ 2005, 442. We-
gen des Selbstbehalts vgl. 21.3.2.

19. Elternunterhalt
Der Bedarf ist konkret dazulegen. Leistungen
nach §§ 41–43 SGB XII (Grundsicherung) sind
anzurechnen (vgl. Nr. 2.9.). Wegen des Selbst-
behalts vgl. 21.3.3.

20. Lebenspartnerschaft
Bei Getrenntleben oder Aufhebung der Lebens-
partnerschaft gelten §§ 12, 16 LPartG.

Leistungsf�higkeit und Mangelfall

21. Selbstbehalt des Verpflichteten
21.1. Dem Unterhaltspflichtigen muss nach Abzug

der Unterhaltsanspr�che von seinem Einkom-
men der sog. Selbstbehalt verbleiben.

21.2. F�r Eltern gegen�ber minderj�hrigen und pri-
vilegierten vollj�hrigen Kindern gilt im All-
gemeinen der notwendige Selbstbehalt als un-
terste Grenze.
Er betr�gt
bei nicht Erwerbst�tigen 770 EUR,
bei Erwerbst�tigen 890 EUR.
Hierin sind Kosten des Wohnbedarfs (Warm-
miete, d.h. Miete einschließlich umlagef�higer
Nebenkosten und Heizung) in Hçhe von 360
EUR enthalten.

21.3. Beim Verwandtenunterhalt gilt im �brigen
der angemessene Selbstbehalt.

21.3.1. Er betr�gt gegen�ber vollj�hrigen Kindern
und Enkeln 1100 EUR. Darin sind Kosten
des Wohnbedarfs in Hçhe von 450 EUR ent-
halten.

21.3.2. Gegen�ber der Mutter/dem Vater nichtehe-
licher Kinder betr�gt er in der Regel 1000
EUR. Vgl. im �brigen BGH v. 1.12.2004 –
XII ZR 3/03, BGHReport 2005, 429 = FamRZ
2005, 354.

21.3.3. Gegen�ber Eltern betr�gt der Selbstbehalt
mindestens 1400 EUR, wobei die H�lfte des
diesen Mindestbetrag �bersteigenden Einkom-
mens zus�tzlich anrechnungsfrei bleibt. Hierin

sind Kosten des Wohnbedarfs in Hçhe von 450
EUR enthalten.

21.4. Der Selbstbehalt gegen�ber getrennt lebenden
Ehegatten entspricht dem gegen�ber minder-
j�hrigen und privilegierten vollj�hrigen Kindern
(nicht Erwerbst�tige: 770 EUR; Erwerbst�tige:
890 EUR).
Gegen�ber geschiedenen Ehegatten richtet
sich der Selbstbehalt des Verpflichteten nach
den ehelichen Lebensverh�ltnissen, wobei der
sich daraus ergebende Betrag ggf. nach Billig-
keitsgesichtspunkten zu k�rzen ist (§ 1581
BGB). Er ist nicht identisch mit dem angemes-
senen Selbstbehalt, der gegen�ber nicht privile-
gierten vollj�hrigen Kindern gilt. Er entspricht
mindestens dem im vorstehenden Absatz ge-
nannten notwendigen Selbstbehalt.

21.5. Der Selbstbehalt kann im Einzelfall angemessen
abgesenkt oder erhçht werden.

22. Bedarf des mit dem Pflichtigen zusammen-
lebenden Ehegatten

22.1. Bei Unterhaltsanspr�chen minderj�hriger und
privilegierter vollj�hriger Kinder werden f�r
den in Haushaltsgemeinschaft mit dem Unter-
haltspflichtigen lebenden Ehegatten in der Regel
560 EUR und, wenn dieser erwerbst�tig ist, in
der Regel 650 EUR angesetzt.

22.2. Bei Unterhaltsanspr�chen von vollj�hrigen
Kindern, Enkeln und bei Anspr�chen nach
§ 1615l Abs. 1 und 2 BGB werden f�r den in
Hausgemeinschaft mit dem Unterhaltspflichti-
gen lebenden Ehegatten in der Regel 800 EUR
angesetzt.

22.3. Bei Unterhaltsanspr�chen von Eltern werden
f�r den in Hausgemeinschaft mit dem Unter-
haltspflichtigen lebenden Ehegatten mindestens
1050 EUR angesetzt. Im Familienbedarf von
2450 EUR (1400 + 1050 EUR) sind Kosten
des Wohnbedarfs in Hçhe von 800 EUR ent-
halten.

23. Mangelfall
23.1. Reicht das Einkommen zur Deckung des Be-

darfs aller erstrangigen Unterhaltsberechtigten
und zur Deckung des Selbstbehalts nicht aus,
ist der nach Abzug des Eigenbedarfs des Unter-
haltsverpflichteten verbleibende Betrag auf die
Unterhaltsberechtigten im Verh�ltnis ihrer je-
weiligen Einsatzbetr�ge zu verteilen.

23.2. Die Einsatzbetr�ge belaufen sich

23.2.1. f�r minderj�hrige und privilegierte vollj�h-
rige Kinder auf die S�tze der Gruppe 6 der
D�sseldorfer Tabelle,

23.2.2. f�r getrenntlebende und geschiedene Ehegat-
ten auf 770 EUR bei nicht Erwerbst�tigen und
auf 890 EUR bei Erwerbst�tigen,

23.2.3. f�r mit dem Verpflichteten zusammenlebende
Ehegatten auf 560 EUR/650 EUR, vgl. 22.1.
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Vgl. im �brigen zu allem BGH v. 22.1.2003 –
XII ZR 2/00, MDR 2003, 573 = BGHReport
2003, 379m. Anm. Borth = FamRZ 2003,
363 ff.

23.3. Die Anspr�che aller gleichrangigen Unterhalts-
berechtigten sind im Verh�ltnis zur Verteilungs-
masse nach der Formel

K = V : S � 100 zu k�rzen:

K = prozentuale K�rzung

V = Verteilungsmasse (Einkommen des Ver-
pflichteten abz�glich Selbstbehalt)

S = Summe der Einsatzbetr�ge aller Berechtig-
ten

23.4. F�r die Kindergeldverrechnung gilt § 1612b
BGB.

23.5. Das im Rahmen der Mangelfallberechnung ge-
wonnene Ergebnis ist auf seine Angemessenheit
zu �berpr�fen.

Sonstiges

24. Rundung

Der Unterhaltsbetrag ist auf volle Euro auf-
zurunden.

25. Ost-West-F�lle

Bei sog. Ost-West-F�llen richtet sich der Bedarf
des Kindes nach der f�r seinen Wohnsitz gel-
tenden Unterhaltstabelle, der Selbstbehalt des
Pflichtigen nach den an seinem Wohnsitz gel-
tenden Selbstbehaltss�tzen.

Anlagen

1. D�sseldorfer Tabelle:

Nettoeinkommen des
Barunterhaltspflich-

tigen in Euro

Altersstufen in Jahren
(§ 1612a Abs. 3 BGB)

Vomhundert-
satz

Bedarfskon-
trollbetrag

0–5 6–11 12–17 ab 18

Alle Betr�ge in Euro

1. bis 1300 204 247 291 335 100 770/890

2. 1300–1500 219 265 312 359 107 950

3. 1500–1700 233 282 332 382 114 1000

4. 1700–1900 247 299 353 406 121 1050

5. 1900–2100 262 317 373 429 128 1100

6. 2100–2300 276 334 393 453 135 1150

7. 2300–2500 290 351 414 476 142 1200

8. 2500–2800 306 371 437 503 150 1250

9. 2800–3200 327 396 466 536 160 1350

10. 3200–3600 347 420 495 570 170 1450

11. 3600–4000 368 445 524 603 180 1550

12. 4000–4400 388 470 553 637 190 1650

13. 4400–4800 408 494 582 670 200 1750

�ber 4800 nach den Umst�nden des Falles

2. Kindergeldverrechnungstabelle in Euro (§ 1612b Abs. 5 BGB)
Anrechnung des (h�lftigen) Kindergeldes f�r das 1. bis 3. Kind von je 77 Euro:

Einkommensgruppe 0–5 Jahre 6–11 Jahre 12–17 Jahre

1 = 100 % 204 – 5 = 199 247 – 0 = 247 291 – 0 = 291

2 = 107 % 219 – 20 = 199 265 – 8 = 257 312 – 0 = 312

3 = 114 % 233 – 34 = 199 282 – 25 = 257 332 – 16 = 316

4 = 121 % 247 – 48 = 199 299 – 42 = 257 353 – 37 = 316

5 = 128 % 262 – 63 = 199 317 – 60 = 257 373 – 57 = 316

6 = 135 % 276 – 77 = 199 334 – 77 = 257 393 – 77 = 316
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Anrechnung des (h�lftigen) Kindergeldes f�r das 4. und jedes weitere Kind von je 89,50 Euro:

Einkommensgruppe 0– 5 Jahre 6–11 Jahre 12–17 Jahre

1 = 100 % 204 – 17,50 = 186,50 247 – 2,50 = 244,50 291 – 0 = 291,00

2 = 107 % 219 – 32,50 = 186,50 265 – 20,50 = 244,50 312 – 8,50 = 303,50

3 = 114 % 233 – 46,50 = 186,50 282 – 37,50 = 244,50 332 – 28,50 = 303,50

4 = 121 % 247 – 60,50 = 186,50 299 – 54,50 = 244,50 353 – 49,50 = 303,50

5 = 128 % 262 – 75,50 = 186,50 317 – 72,50 = 244,50 373 – 69,50 = 303,50

6 = 135 % 276 – 89,50 = 186,50 334 – 89,50 = 244,50 393 – 89,50 = 303,50

3. Selbstbehaltss�tze

bei mangelnder
Erwerbst�tigkeit

bei Erwerbst�tigkeit

1. notwendiger Selbstbehalt gegen�ber unverhei-
rateten minderj�hrigen und privilegierten voll-
j�hrigen Kindern sowie getrenntlebenden Ehe-
gatten 770 890

2. angemessener Selbstbehalt: gegen�ber sonstigen
vollj�hrigen Kindern und Enkeln 1100 1100

gegen�ber Mutter/Vater eines nichtehelichen
Kindes i.d.R. 1000 1000

3. Selbstbehalt gegen�ber geschiedenen Ehegatten vgl. Leitlinien Ziff. 21.4. vgl. Leitlinien Ziff. 21.4.

4. Selbstbehalt gegen�ber Eltern mindestens 1400
vgl. im �brigen Leitlinien

Ziff. 21.3.3.

mindestens 1400
vgl. im �brigen Leitlinien

Ziff. 21.3.3.

5. Selbstbehalt f�r mit dem Unterhaltsverpflichte-
ten zusammenlebenden neuen Ehegatten vgl. Leitlinien Ziff. 22. vgl. Leitlinien Ziff. 22.


